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Verordnung des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland zur 
2. Änderung der Wahlordnung zum Kirchengesetz über Mitarbeitervertretungen in der 

Evangelischen Kirche in Deutschland 
 

Vom… 
 
Aufgrund des § 11 Absatz 2 des Mitarbeitervertretungsgesetzes der EKD verordnet der Rat 

der Evangelischen Kirche in Deutschland: 

Die Wahlordnung zum Kirchengesetz über Mitarbeitervertretungen in der Evangelischen Kir-
che in Deutschland vom 15. Januar 2011 (ABl. EKD S. 2, 33, 304), die zuletzt durch Artikel 2 
der Verordnung vom 8. Dezember 2017 (ABl. EKD S. 381) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:  
 

§ 1 
 
1. Nach § 1 Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefügt: 

 
„(1a) Das vereinfachte Wahlverfahren wird aufgrund der Corona-Pandemie vorläufig bis 
zum 30. Juni 2021 außer Kraft gesetzt, sofern in Dienststellen mehr als 15 Mitarbeiter 
und Mitarbeiterinnen tätig sind.“  
 

2. Dem § 2 wird folgender Absatz 1b angefügt: 
 

„(1b) Kann aufgrund der bestehenden Corona-Pandemie bis zum 30. Juni 2021 keine 
Mitarbeiterversammlung durchgeführt werden, wird der Wahlvorstand durch die amtie-
rende Mitarbeitervertretung bestimmt. Besteht keine Mitarbeitervertretung, wird der 
Wahlvorstand von der Dienststellenleitung im Einvernehmen mit dem Gesamtausschuss 
der Gliedkirche bzw. des gliedkirchlichen Diakonischen Werks bestimmt.“ 

 
3. Dem § 4 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 
 

„Wird die Wahl als Briefwahl durchgeführt, beginnt die Wahlhandlung mit dem Versand 
der Briefwahlunterlagen.“ 

 
4. § 6 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„(1) Die Wahlberechtigten können binnen drei Wochen nach Aushang oder der sonstigen 
Bekanntgabe des Wahlausschreibens einen Wahlvorschlag beim Wahlvorstand einrei-
chen, der von mindestens drei Wahlberechtigten in Textform eingereicht werden muss; 
abweichend hiervon ist in Dienststellen und Einrichtungen mit weniger als 50 Mitarbei-
tern und Mitarbeiterinnen die Unterschrift eines oder einer Wahlberechtigten ausrei-
chend.“ 

 
5. Dem § 9 wird folgender Absatz 1b angefügt: 
 

„(1b) Der Wahlvorstand kann während der bestehenden Corona-Pandemie und der da-
raus resultierenden Einschränkungen bis zum 30. Juni 2021 bestimmen, ob und inwie-
weit eine Briefwahl durchgeführt wird. Dabei kann der Wahlvorstand entscheiden, dass 
die Wahl ausschließlich als Briefwahl durchgeführt wird.“ 

 
6. In § 9 werden die Absätze 3 bis 5 wie folgt gefasst:  
 

„(3) Im Wege der Briefwahl abgegebene Stimmen können nur berücksichtigt werden, 
wenn sie bis zum Abschluss der Stimmabgabe beim Wahlvorstand eingegangen sind. 
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(4) Der Wahlvorstand sammelt die eingehenden Wahlbriefe und bewahrt sie bis zum 
Abschluss der Stimmabgabe gesondert auf. Er vermerkt die Stimmabgabe in der Liste 
der Wahlberechtigten, in der auch die Aushändigung des Wahlbriefes zu vermerken ist. 
Nach Abschluss der Stimmabgabe öffnet der Wahlvorstand alle bis dahin vorliegenden 
Wahlbriefumschläge, entnimmt ihnen die Wahlumschläge und legt diese in die Wahl-
urne. 
 
(5) Ein Wahlbrief ist ungültig, wenn er erst nach Abschluss der Stimmabgabe eingegan-
gen ist. Ein ungültiger Wahlbrief ist ungeöffnet samt seinem Inhalt auszusondern und zu 
den Wahlunterlagen zu nehmen.“ 

 
7. § 10 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„Nach Abschluss der Stimmabgabe stellt der Wahlvorstand unverzüglich fest, wie viele 
Stimmen auf die einzelnen Vorgeschlagenen entfallen sind und ermittelt ihre Reihen-
folge nach der Stimmenzahl.“ 

 
8. § 15 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

 
„Die Wahl der Vertrauensperson wird im Briefwahlverfahren durchgeführt.“  

 
§2 

 
Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 2020 in Kraft. 
 


